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Lord Ralf Dahrendorf
ist einer der wichtigsten Vertreter der liberalen Staatslehre in Euro-
pa. Der Soziologieprofessor aus Konstanz zog 1969 für die FDP in
den Bundestag, war Staatssekretär im Auswärtigen Amt und EG-
Kommissar in Brüssel. Von 1974 bis 1984 amtierte er als Rektor
der London School of Economics, später am St. Antony’s College in
Oxford. Königin Elizabeth II. adelte den Deutsch-Briten; seitdem
beschäftigt er sich im Oberhaus mit Europapolitik. Dahrendorf, 66,
teilt die Abneigung der Briten gegen die Eurowährung, über deren
Namen der EU-Gipfel am Wochenende in Madrid entscheiden soll.
S P I E G E L - G e s p r äc h

Alle Eier in einen Korb“
Lord Ralf Dahrendorf über die Gefahren der Währungsunion und die Krise Europas
-
s

SPIEGEL: Lord Dahren-
dorf, der europäische Zug
ist schwer ins Schlinger
geraten.Streiks gegen di
Sparpolitik in Frankreich,
Regungen von Mark-Na
tionalismus in Deutsch-
land – platzt dashistori-
sche Projekt der Wäh
rungsunion?
Dahrendorf: Ich glaube
nicht, daß es jetzt scho
platzt. Aber die Zweifel
wachsen. DieProbleme in
Frankreich zeigen, daß d
Beitrittsbedingungen, di
von den Deutschen ge
wollt und durchgesetz
wurden, andere Lände
in große Schwierigkeiten
stürzen.
SPIEGEL: War das nich
absehbar? DieSparpolitik
ist doch der Preis, de
Staaten mit laxer Haus-
haltsdisziplin auf ihrem
Weg in die Währungsun
on entrichten müssen.
Dahrendorf: Das Projekt
Währungsunion erzieh
die Länder zudeutschem
Verhalten, abernicht alle
Länderwollen sich sover-
halten wie Deutschland
Für Italiensind gelegentli-
che Abwertungen viel
nützlicher als feste Wech
selkurse, und für Frank
reich sind höhere Staats-
ausgaben viel sinnvoller
als starres Festhalten a
einem Stabilitätskriteri-
um, das vor allem
Deutschland nützt.
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SPIEGEL: Trotzdem muß Frankreich un
bedingt dabeisein, und auch die Ital
ner würden sich gedemütigt fühlen,
wenn sie in der ZweitenLiga spielten.
Deshalbversuchen sie wohloder übel,
den deutschen Vorstellungen entgeg
zukommen.
Dahrendorf: Das ist richtig. Aber der
Preis ist sehrhoch, und es kannsich
schon bald herausstellen, daß er zu h
ist – psychologisch, politisch und ökono-
misch. Große Begeisterung über de

Das Gespräch führten die Redakteure Thomas
Darnstädt und Romain Leick in London.
-

Vertrag von Maastricht gab es inEuro-
pa eigentlichnie, Zweifel und Fragen
überwogen von Anfang an. Am fröh
lichsten warnoch derenglischePremier-
minister,aber nur,weil er für Großbri-
tannien das Rechtausgehandelthatte,
bei weiteren Integrationsstufen nic
mitzumachen.
SPIEGEL: In Deutschland herrschte d
mals die Meinung vor, Maastricht se
der Preis, den man für die Wiederver
nigung zahlen müsse.
Dahrendorf: Das war immer ein fatale
Irrtum. Warumbrauchen wireigentlich
eine immer enger zusammenarbeiten
Europäische Union? Dar-
auf gibt es in denmeisten
Ländern kaumeine ande-
re Antwort als die: um
Deutschland einzubinden
Merkwürdigerweise ist da
auch die deutscheAnt-
wort, jedenfalls die de
Kanzlers und übrigen
auch seines Vorgängers
Helmut Schmidt.
SPIEGEL: Eine Form des
Selbstmißtrauens?
Dahrendorf: Dieses enor
me Mißtrauen gegenübe
der eigenen Standfestig-
keit hat mich immer ver-
blüfft. Ob Deutschland
abdriftet, also vom Pfad
der Demokratieabweicht,
hegemoniale Gelüste he
oder seine Bindungen a
den Westen lockert, häng
doch von seineninneren
Strukturen ab,nicht von
irgendeiner äußerliche
Einbindung.
SPIEGEL: Wäre Maastrich
demnach doch, wie de
französische Figaro ein-
mal geschriebenhat, ein
Versailler Vertrag mit an-
derenMitteln? Dann stän-
de Europa aufschwachem
Fundament.
Dahrendorf: Früher gab
es die berühmte russi-
schePuppe: Diedeutsch-
französische Freundschaf
paßt nahtlos in dieEuro-
päischeGemeinschaft, die
paßtnahtlos in das atlanti
sche Bündnis, und darau
ergeben sich Wohlstand
und Sicherheit. Das jedenfalls war d
Theorie. Man darf nievergessen, da
schon Konrad Adenauerseine Sorgen
vor Deutschland öffentlich ausbreitete
Das Streben nach einer Einbindu
Deutschlands ist in der Tat einschlech-
tes Bindemittel. Deshalb ist es verhän
nisvoll, wenn sich dieses Motiv jetzt in
den Vordergrundschiebt; es schürt Re
sentiments auf allenSeiten.
SPIEGEL: Eine innere Gefährdung ist i
Deutschland garnicht zu sehen. Ist de
anhaltende Argwohn der Nachbarn n
eine Angst vor Gespenstern derVergan-
genheit?
27DER SPIEGEL 50/1995
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us derInternational Herald Tri-
bunekönnen wir erfahren, weAdie Massenstreiks inFrankreich

(Charles de Gaulle:„chienlit“) verur-
sachthat: die Deutschen. Siebeste-
hen auf den Stabilitätskriterien von
Maastricht undzwingen so dieande-
ren Länder,Austerity zu üben.

Es ist also nichtJacques Chira
schuld, der den Franzosen im Prä
dentschaftswahlkampf das Bla
vom Himmel versprochenhat. Nicht
sein Premierminister AlainJuppé,
der all die überfälligen Reformen au
einmal und „vonoben“ durchsetzen
wollte (Chirac: „Der brillanteste
Mann seinerGeneration“).

Nicht schuld ist die politischeKlas-
se (Mitterrand, Delors), die demver-
einten DeutschlandetlicheDauerko-
sten aufbürdenwollte. Und nicht die
Bevölkerung, die weiß, daß der Sta
nicht pleitegehenkann.

Nur indirekt hat dasalles mitMaas-
tricht zu tun. Die zentral verwaltete
Pfründen-Wirtschaft, die zurückge-
stutzt werden müßte, soll bleiben.
DazuAlexis de Tocqueville (1805 bis
1859): „Wenn dieRegierung so di
Stelle derVorsehung eingenomme
hat, ist es natürlich, daß einjeder sie
in seinen Privatnötenanruft.“

Auch wir kennen den Moloch
Staat.Aber wir stehenetwas besse
da, weil wir die Bundesländer und
sonstige vermittelnde Institutione
haben, diesich amEndedanndoch
ohne„chienlit“ zusammenfinden.

Maastricht ist nichtUrsache,son-
dern Anlaß. Nicht Deutschland
„devotion to DeutscheMark“ diktiert
Europa die nötigen Opfer. In Maas-
tricht hat man unreife Äpfel vom
Baum geschlagen, und diewenig
sachverständigenDeutschen habe
das Kleingedruckte nicht gelesen.

Nicht Aufklärung tutnot, wie man
in Straßburg meint, sondernklares
Denken. Mankann dieEinheitswäh-
rung nicht herbeireden. DerWirt-
schaftswissenschaftlerProfessor Ru
dolf Hickel sieht fürFrankreich eine
Anti-Maastricht-Stimmung herau
ziehen: „Es ist eine Wahnsinnstat
glauben, man könnte zum 1. Janua
1999 die Wechselkurse unwide
ruflich festschreiben.“ Hickel plä
diert für längere Anpassungsfriste
„wenn man die Währungsunionwirk-
lich will“.
DER SPIEGEL 50/1995
Ähnlich denktProfessorHorstSie-
bert, Präsident des Instituts für Wel
wirtschaft an der UniversitätKiel.
Man wolle für dasJahr1999drei Ziele
gleichzeitig erfüllen: denTerminein-
halten, möglichst viele Länder auf-
nehmen undauch noch den Kriterie
genügen: „Es läßtsich nicht verant-
worten, eine Währungsunion zu be
ginnen, bei der von Anfang an zu e
kennenist, daß sie von der ökonom
schen Basis her nicht glaubwürdig
und nicht funktionsfähig seinkann.“

Frankreich hatsich in demBestre-
ben,Deutschlandnicht zu großwer-
den zu lassen, ein Zwangskorsettver-
paßt, in das dieFranzosen, imme
noch befangen in der Mentalität d
Merkantilismus a` la Colbert, sich
nicht einschnüren lassen wollen. D
hilft auch der „Kohlismus“ (Süddeut
scheZeitung) nicht, dersich nurnoch
um Maastrichtdreht.

Kohl hat uns dieundankbareRolle
des Zuchtmeisters eingetragen, v
der man noch nicht einmal weiß, w
lange wir selbstnoch die Peitsch
schwingen können, die man uns in di
Hand gedrückthat. Nach seinen Er
fahrungen, so hat uns der frühe
Staatspräsident Giscard d’Estai
wissenlassen, sei dasGeld viel ein-
flußreicher als die Politik.

Der deutsche Riese istnicht so
groß, wie man uns immer einrede
Man muß ihn nichteinbinden,nicht
fesseln.Auch wir sind anfällig, aber
gewiß nicht für Machtpolitik. Die
Bundesrepublik hat bessergewirt-
schaftet alsFrankreich, das istalles.
Sonst hätte sie die Anpassung d
neuen Länder garnicht bewältigen
können.Frankreich hat einenhaus-
gemachten Nachholbedarf, zu dess
Bewältigung man ihm nur Glück wün
schenkann.

Maastricht ist überstürzt am Rei
brett entworfen worden wie1954 die
als Frage vonSeinoderNichtsein pla-
katierteEuropäische Verteidigungs
gemeinschaft (EVG).Niemandwoll-
te sie so recht. Waskam, wareinebes-
sere, die Nato-Lösung. Eine EU-
Währungsunion wäre wünschba
wenn sie machbar wäre. Das ist
derzeit nicht. Bei den strukturelle
Verwerfungen infast alleneuropäi-
schen Ländern muß sieverschoben
es muß neu nachgedacht undsicher
auch „nachgebessert“werden.
-

Dahrendorf: Ich teile dieMeinung, daß
es keinenwirklichen Anlaß dafürgibt.
Großbritannien ist auch, von FrauThat-
cher mal abgesehen,nicht dasLand, in
dem die Furcht vor deutschen Abweg
besonders stark ausgeprägt ist. In I
lien, in Frankreich gehört sie dagegen
den dominierenden Motiven der Politi
Die Möglichkeit, daßDeutschlandwie-
der einmal zu einerganz andersartigen
Macht werden könnte, gründetsich vor
allem auf die Geschichte –aber zum
Teil auch darauf, daß Deutschland m
einer gewissen Naivitätseine eigenen
Werte auf andere überträgt undwegen
der eigenen gutenErfahrungen glaubt
sie müßtenauch für andere gutsein.
Das ist abernicht immer der Fall.
SPIEGEL: Also ist Deutschland dochver-
sucht, eine Art wohlwollendeHegemo-
nie auszuüben?
Dahrendorf: Das ist ein sehr guter Aus
druck. Natürlich ist es einFortschritt,
mit der Bundesbank statt mit demwil-
helminischenGeneralstab zu tun zu h
ben.
SPIEGEL: Was wirddenn nun aus Euro
pa, falls die Währungsunion scheiter
sollte? Wäre das einDrama, weil die
EU nackt und blamiert dastünde?
Dahrendorf: Ich sageIhnen: Wenn sie
platzt, wenn also ein Schlüsselland –
Frankreich oder Deutschland –nicht
mitmacht,wird es inEuropaeine große
Erleichterung geben. Daswird ganz
ähnlich sein wie1954, als imGrunde
auch niemand dieEuropäischeVerteidi-
gungsgemeinschaft wollte und alle
dem Tag aufatmeten, an dem sie
der französischenNationalversammlung
durchfiel.
SPIEGEL: Trotzdem gäbe esviel öffentli-
chesWehklagen.Alles reine Heuchelei?
Dahrendorf: Vielleicht. Viel wahrschein-
licher ist aber, daß die Währungsunion
eben nicht platzt, sondern nur imme
wieder verschoben wird.Durch dieVer-
tagung bleibt leider die Zielsetzung u
verändert – unddamit die Gefährdung
dessen, was wir inEuropa bisher ge-
schaffenhaben.
SPIEGEL: Die Währungsunion zuver-
schiebenliefe doch praktisch daraufhin-
aus, sie einenlangsamen Todsterben zu
lassen.
Dahrendorf: Ja, aber die Konzentratio
auf das falscheZiel bliebe noch fürlän-
gereZeit erhalten. Die Währungsunion
ist ein großerIrrtum, ein abenteuerli-
ches, waghalsiges undverfehltes Ziel,
das Europanicht eint, sondern spaltet.
SPIEGEL: Der Grundgedanke ist abe
doch gerade Konvergenz.
Dahrendorf: Das geht nicht,weil die
Wirtschaftskulturen zu unterschiedlic
sind. Deshalbwird es „Ins“ und „Outs“
geben, weil unter keinen Umständen,
wie man es auch anpackt,alle 15 jetzi-
gen EU-Mitglieder, geschweigedenn
demnächst 18oder über 20 an der Wäh
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„Wenn Frankreich Atomtests
machen will, macht es Atomtests“
rungsunion teilnehmenwerden. Das
schafft Machtunterschiede mitAuswir-
kungen weit über die Wirtschafts- un
Finanzpolitik hinaus. Diejenigen, d
drin sind, werden derNatur derSache
nach viel enger zusammenarbeiten
und auch entscheiden, wer zu ihnensto-
ßen darf.
SPIEGEL: Ist denn dieVollendung des
gemeinsamen Binnenmarktesohne
Währungsunion überhaupt denkbar?
Dahrendorf: Unter den Wirtschaftlern
gibt es darüberkeine Einigkeit. Manche
halten es fürviel gefährlicher, wenn ei-
nigeStaaten eine Währungsunionbilden
und andere dieAbwertungsmöglichkeit
für sichbehalten undsichdamit Export-
vorteile verschaffen.
SPIEGEL: Halten Sie denbisherigen An-
satz für überholt, ökonomischeSach-
zwänge zu schaffen, umEuropa poli-
tisch voranzubringen?
Dahrendorf: Diese Vorgehensweise w
immer eine großeGefahr. Was Sie in
mir sehen, ist einEuropäer, dernicht an
Jean Monnet* glaubt und schon ga
nicht an Walter Hallstein**, dasheißt
einen Europäer, derimmer gesagthat:
PolitischeFragen müssen politischent-
schiedenwerden. Der Glaube, daß d
EU wie ein Fahrradsei, dasentweder
rollt oder umfällt, ist haarsträubende
Unsinn. Kein Mensch würde von de
Nato sagen, siegleicheeinem Fahrrad,
auf dem man ständig in diePedale tre
ten müsse . . .
Obdachlose in London

„England hat den sozia
Zusammenhalt weitgehend z
SPIEGEL: . . . das hie-
ße ja wohl, ständig
neueEinsätze zuersin-
nen.
Dahrendorf: Es bedeu-
tet, daß mannicht auf
die Erfordernisse de
realen Situation rea
giert, sondernsein ei-
genesTempo undsei-
ne eigeneMethode der
Fortbewegung erfin-
det. Das tun nur künst-
liche Organisationen.
SPIEGEL: Dennoch:
Die Entmutigung wäre
nach einem Scheiter
der Währungsunion s
groß, daß die Bemü
hungen um mehrInte-
gration ganz zerfallen
könnten.
Dahrendorf: Das ist es
ja: Wir haben mit dem
Vertrag von Maas-

tricht alle Eier in einen Korb ge-
packt. Das mußsich jetzt ändern. Ich
bin manchmal verlockt, eine priva
Gruppe zubilden, die sich überEuro-
pa ohne Währungsunion Gedanken
macht.
SPIEGEL: Was ist denn diewichtigste
Herausforderung, vor der Europa
steht, wennnicht die Währungsunion?
Dahrendorf: Die intelligente Reform
des Sozialstaats. Das ist nun ein wi
K
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lich überlebenswichti
ges Thema, das bis a
die Wurzeln der euro
päischen Kultur und
unserer Lebenswe
reicht.
SPIEGEL: Sind die Un-
ruhen in Frankreich
Vorboten der Span-
nungen, die andere
noch bevorstehen?
Dahrendorf: Zunächst
einmal gibt es inEuro-
pa enormeUnterschie-
de. Hier in Großbri-
tannien haben wir bi
zu einem gewissen
Gradschon amerikani
scheZustände.
SPIEGEL: Die Frau
Thatcher gnadenlos
eingeführthat.
Dahrendorf: Überall in
Europa haben wir de
Punkt erreicht, wo wir
eine neue Verbindung

** Erster Präsident der
Brüsseler EWG-Kommissi-
on.

* Französischer Vorkämpfer
der europäischen Eini-
gungsbewegung und Präsi-
dent der Hohen Behörde der
Gemeinschaft für Kohle und
Stahl.
zwischen Gemeinschaftsverpflichtun
und individueller Beteiligung finden
müssen,ohnedamit diesoziale Kohäsi
on so zu zerstören, wie dashier gesche-
hen ist. England und der europäische
Kontinent habengenauentgegengesetz
te Probleme: England istwettbewerbs-
fähig, hataber densozialenZusammen-
halt, fast schon die Bürgergemeinscha
weitgehend zerstört. DerKontinent be-
sitzt einen starkensozialenZusammen-
halt, läuft aber Gefahr,internationale
Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren. D
Preisfrage ist:Gibt esnicht einenbesse-
ren Weg als den englischenoder den
deutschen?
SPIEGEL: Und wie lautet Ihre Antwort?
Dahrendorf: Wettbewerbsfähigkeit, so
ziale Kohäsion und politischeFreiheit
miteinander zu verbinden erscheintlei-
der wie die Quadratur desKreises.
SPIEGEL: KönnenRechtspopulisten wi
Jörg Haider in Österreich oder Jean-
Marie Le Pen in Frankreich dieKrise
des Sozialstaats fürihre Zwecke ausnut
zen?
Dahrendorf: Die größte Gefahr für Eu
ropa ist, daßmehr und mehr Leute sa
gen werden: Opfern wirdoch ein Stück
politischeFreiheit; gehen wir doch de
Weg von Singapur und Malaysia; i
doch sowieso schrecklich, wie die jun
gen Leute sich benehmen,eigentlich
ganz richtig, daß siekein Kaugummi
und keine Zigarettenstummelwegwer-
fen dürfen und verprügeltwerden, wenn
sie Autos zerkratzen. Dafürgibt es auf
Schritt und Tritt Hinweise, auch be
Leuten wieSilvio Berlusconioder Ru-
pert Murdoch. Deshalb erwarte ich e
nen Angriff auf den politischen Libera
lismus inEuropa.
SPIEGEL: Der Abbau desSozialstaats
wäre leichter zu verkraften, wenn
die Arbeitslosigkeit nicht so hoch wä
29DER SPIEGEL 50/1995
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„Ein Parlament, das um seinen Haushalt betteln muß,
verdient diesen Namen nicht“
re. Hält Europa demglobalenWettbe-
werb aufDauernicht stand?
Dahrendorf: Manche empfehlen de
amerikanischen Weg: eine nahezu un
grenzte Flexibilität am Arbeitsmarkt,
was danndazu führt, daß eseine wach-
sende Zahl von arbeitendenArmen
gibt, von Menschen, die Jobshaben,
aber nicht genugverdienen, um auc
nur halbwegsanständig zuleben.
SPIEGEL: Halten Siediese Entwicklung
für unvermeidlich?
Dahrendorf: In Großbritannien habe
wir jetzt schonmehrbeschäftigteFrauen
als Männer.Eines dersozialenHaupt-
probleme besteht darin, daßjunge Män-
ner nichtbereit sind, die Teilzeitberuf
und befristeten Arbeitsverträge zu a
zeptieren, die Frauen hinnehmen. S
hängenherum und gefährden Recht u
Ordnung, was dannwieder zuautoritä-
ren Reaktionen führt. DasProblem der
zornigen jungen Männer könnte bald
auchanderen europäischen Ländern zu
schaffenmachen.
SPIEGEL: In Frankreich ist es bei eine
Jugendarbeitslosigkeit von 25Prozent
schon da.
Dahrendorf: Ja, Karrieren im klassi-
schen Sinn wird es nurnoch für viel-
leicht 30Prozenteines Jahrgangsgeben.
Wir erleben jetzt, daß immermehr
Hochschulabsolventen lange suchen u
sich dann darauf einstellen müssen
nicht eineLaufbahn vorsich zuhaben,
sondernsich ständig nur seitwärts zu be
wegen.
SPIEGEL: Könnte Europa in der Außen
politik handlungsfähigwerden? Ohne
gemeinsameAußen- undSicherheitspo
litik bleibt das Ziel einerpolitischen
Union illusorisch.
Dahrendorf: Wir müssen uns hüten,
Schimärennachzujagen.Eine gemeinsa
me Außenpolitik, diealle Interessenbe
reiche einzubeziehen versucht, ist abw
gig. Wenn Deutschlandsich wiederver-
einigen will, vereinigt es sich.Wenn
England einenFalkland-Krieg führen
will, führt es einen Falkland-Krieg
Wenn Frankreich Atomtests mache
will, macht es Atomtests. Keine Meh
heitsabstimmung imEuropäischen Ra
wird dieseStaaten daran hindern,etwas
zu tun, was sie alsnationales Interess
begreifen.
SPIEGEL: Wie kann Europadennoch
mehr Gewicht in den internationale
Beziehungenbekommen?
Dahrendorf: In zwei Regionensollte es
möglich sein, gemeinsame Interess
und Aktionen zudefinieren: in derMit-
telmeerregion und in der früheren So-
wjetunion.
SPIEGEL: Das bedeutetwieder Diplo-
matie mit dem Scheckbuch. IstEuropa
nur als Zahlmeisterwillkommen?
Dahrendorf: Ich rede nicht von Mar-
shallplänen, abersicher ist, daßeine eu-
ropäischeAußenpolitik in diesen beide
32 DER SPIEGEL 50/1995
Regionen auch bis zu einemgewissen
Grad finanziert werdenmuß. Ich habe
nicht gerade übertriebene Hoffnunge
aber Europa kann derAufgabe nicht
ausweichen, in diesen Ländern Bedin-
gungen zu schaffen, die es unnötig m
chen, daß die Menschen zu uns dräng
SPIEGEL: Der Balkankrieg hat gezeig
daß Europa die Erwartungen ent
täuscht, wenn es als Krisenmanagerauf-
tretenwill.
Dahrendorf: Solche Dissonanzenwerden
wir noch öfter erleben.Europa begeht
einen Fehler, wenn essich als Super-
macht betrachtet. Essollte lieberdazu
beitragen, die internationalen Organis
tionen zu stärken. Alle Reformdiskus-
sionen innerhalb der EU kreisen mir
sehr um die Frage: Wie können wir Eu-
ropa handlungsfähiger und entsche
dungsstärker machen? Fürmich steht
abernicht mehrEffizienz,sondern meh
Demokratie im Mittelpunkt.
.

SPIEGEL: Lassen sich internationale
Entscheidungen überhaupt demokra
tisch kontrollieren?
Dahrendorf: Bisher gilt: In dem Augen-
blick, in dem einThema nach Europa
abwandert, ist esnicht mehr Teil des
normalen demokratischenProzesses
Die Mehrzahl der europäischen Ent-
scheidungen fällt im Ministerratohne
Diskussionen, siesind dasProdukt von
Beamtenausschüssen, diesich jeder
Kontrolle entziehen.
SPIEGEL: Müßte das EuropäischeParla-
ment mehr Rechte bekommen?
Dahrendorf: Das EuropäischeParlament
ist kein Parlament. Man kanneinem
Parlament keineRechte geben, dasPar-
lamentgibt Rechte. Ein Parlament, da
bei der Kommission um seinen eigen
Haushalt bettelnmuß, daskeine Steu-
ern erheben kann, daskeine Regierung
bestellt oder entläßt, verdient diese
Namen nicht und wird sich nie zu
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A u ß e n p o l i t i k

Deutsche
Karte
Stillstand zwischen Bonn und Prag:
Die Diplomaten handelten Kompro-
misse aus, aber die Regierungen
wagen es nicht, sie zu übernehmen.

enn EllwangensTheaterchef Du
šan Parˇı́zek mit seinem deutschW tschechischen Kulturprojekt

„Erbe und Zukunft“ durch Böhmen
zieht, hat erbisweilen einiges auszust
hen. Mal sind seineWerbeplakate fü
Vorträge, Diskussionenoder Kunstak-
tionen überklebt, mal muß ersich in al-
ler Öffentlichkeit beschimpfen las-
sen.

Pařı́zek, 55, ist Tscheche, emigrier
nach dem Prager Frühling 1968 und
wirbt jetzt aus Überzeugung,finanziell
unterstützt vom deutschen Innenmin
sterium, für die Aussöhnungzwischen
Deutschen und Tschechen.

Wie schwer das seinkann, wurde
Pařı́zek in Děčı́n, einer Kleinstadtnahe
Sudetendeutscher Tag in München: „Sow
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der Grenze zuSachsen, kürzlich erneut
klar. Rund 200 Schüler der örtlichen
Handelsschulehatten sich in der Aula
versammelt, umsich von Zeitzeugen
Tschechen wie Sudetendeutschen, ü
die wechselvollen,durch Nazi-Terror
und Vertreibung immer nochbelaste-
ten Beziehungenzwischen Deutschen
und Tschechen erzählen zu lassen.

Die Schüler waren angetan, die Le
rer jedoch aufgebracht: „Wer hat S
eigentlich gekauft?“ fragte eine Päd
agogin, die Parˇı́zeks Projekt nichts ab-
gewinnen konnte. In derGrenzregion
über Vertreibung zu sprechen gren
offenbar anVerrat.

Zum Glück hatte die Direktorin de
Handelsschule eine guteIdee. Sie ba
das Kollegium hinauszugehen undließ
die Schüler allein mit den Gästen.
„Danach war das äußerstfruchtbar“,
erinnert sich Parˇı́zek. Die kleinen
Schritte zu mehr Verständnis seien
zwar sehr mühsam,aber esgehe vor-
an: „Unten, bei denjungenLeuten, da
bewegtsich viel.“

Wenigstens da.Oben, bei den Re
gierungen und den Interessenverb
den,regt sich nämlichwenig.

Seit Monaten schon feilen de
Bonner Außenamts-Staatssekretär
ter Hartmann und derstellvertretende
tschechischeAußenminister Alexand
Vondra in vertraulichen Gesprächen
an einer gemeinsamenErklärung, die
ieso irreal“
einem Instrument derDemokratieent-
wickeln.
SPIEGEL: Da könnte es jagleich abge-
schafftwerden.
Dahrendorf: Ich bin immer für dasindi-
rekt gewählte Europaparlamentgewe-
sen. Es würdezugleich dieZahl derSit-
zungstage drastischreduzieren, wa
auch nichtfalsch wäre. Ineiner solchen
indirekt gewählten Versammlung kön
ten die Europa-Abgeordneten unt
UmständenzugleichAbgeordneteihrer
nationalen Parlamentesein.
SPIEGEL: Bisher hat dieeuropäische Ei-
nigungimmer nur Fortschritte gemach
wenn der deutsch-französische Motor
den Wagen angetriebenhat. In letzter
Zeit nehmen aber die Störungenzwi-
schenBonn undParis zu. Könnte es zu
neuenAllianzen innerhalb derEuropäi-
schenUnion kommen, dieauch dieVisi-
on von Europa verändern?
Dahrendorf: Im ganzen ist die deutsch
französische Interessenverbindung in
takt, auch wenn die Beteiligtensich
nicht immer persönlich gleich naheste
hen.Richtig ist indes, daß der Nationa
staat nicht nur seine wohlbegründete
Bedeutung behält, sondernsich auch
immer stärker wieder als Subjekt inter
nationaler Aktionen durchsetzt. Da
kann mannicht mehr ausschließen, da
es in gewissenBereichen eine Konkur
renz zwischen europäischen National
staaten geben wird.
SPIEGEL: Auf dem Balkan hatsich ge-
zeigt, daßBriten und Franzosenmehr
der serbischen Seite zuneigten, während
die Deutschen die Kroatenprotegier-
ten . . .
Dahrendorf: . . . wobei sie das unve
diente Glückhatten, daß dieAmerika-
ner am Endeihrer Position zuneigten.
SPIEGEL: Helmut Kohl spricht manch
mal von sich, einbißchen verklärt, al
dem letzten großenEuropäer. Steckt
dahinter die Ahnung, daß dienachfol-
gendeGenerationnicht mehr dasselbe
emotionale Engagement für denAufbau
Europasaufbringen wird?
Dahrendorf: Kohl ist in gewisserWeise
tatsächlich der letzte Europäer. Ich re
spektiere ihn dafür. Es beunruhigtmich
abernicht, daß diejenigen, die nach ih
kommen, auswelcher Partei auch im
mer, ein weniger gefühligesVerhältnis
zu den europäischen Plänenhaben und
Europa mehr als Zweckbündnis denn
als Herzensangelegenheitbetrachten.
SPIEGEL: KönnteKohl vielleicht gerade
deswegen versuchen,sein letztes große
Vermächtnis, die Währungsunion, en
gültig durchzusetzen, bevor er abtritt?
Dahrendorf: Ich dachte, daß er inletzter
Zeit beschlossen hätte, auch bei den
Wahlen im Jahr2002 und 2006noch da-
zusein, unddann hätte es mit der Wä
rungsunion noch ein bißchenZeit.
SPIEGEL: Lord Dahrendorf, wir danke
Ihnen fürdiesesGespräch.
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